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und Anderen.

Redigirt von Karl Stein . — Druck von Malsch und Vogel .

17te öffentliche Sitzung der 2ten Kammer .
Karlsruhe , den 11 . Januar 1814 . Unter dem Vor¬

sitze des Präsidenten Bekk . — Auf der Negicrungsbank
Staatsrath Frhr . von R ü d t .

Der Abg . Hecker übergibt eine Petition des prak -
tischen Arztes Friedrich Leist zu Weinheim , Abänderung
einiger Proceßvorschriften betreffend .

Hundt eine Petition der Metzgcrzunft des Oberkircher
Amtsbezirks , Aufhebung der Fleischaccise betreffend .

Schaaff eine Petition der Gemeinde Ebcrbach um
Berücksichtigung bei Anlage von Staatsstraßen , ( welche
er , mit Auseinandersetzung verschiedener Gründe , nament¬
lich empfehlen zu müssen glaubt .)

Nombridc eine Petition der Schullehrer des Amts¬
bezirks Kenzingcn , Revision des Schulgesetzes betreffend .

Bissing einen Nachtrag von Unterschriften zu der von
ihm übergebenen Bitte der Volksschullebrer des Großhcr -
zogthums um Abänderung des Schulgesetzes .

Zugleich erwähnt derselbe zur Notiz für fernere Bitt¬
steller im Allgemeinen , daß die Kammer nie verlangt
habe , daß Stempelpapicr bei Eingaben gebraucht werde .

Das Secrctariat macht folgende Eingaben bekannt :
Abermaligst Petition der Anna Maria Bollschwciler re.
Vorstellung der Schneiderzunst zu Heidelberg , den Klei -

derhandcl des dasigen Seifensieders Ehrmann betreffend .
Bitte der Gemeinde Wiechs um Ausschließung aus dem

deutschen Zollvcrband .
Bitte der Startgemeinde Mößkirch um Verbesserung

des Straßenzugs von Stockach über Mößkirch nach Ulm .
Anzeige einer Motion des Abg . Böhme :
„ auf Vorlage eines Gesetzentwurfs über die Aufhebung
des fiskalischen Abzugs - und Nachstcuerrechts , und über
die Ablösung dieser Gefälle , in soweit sie anderen Be¬
zugsberechtigten zustehen " .

Der Präsident zeigt zwei Mittheilungen von der ersten
Kammer an :

1 . den von ihr angenommenen Gesetzcsentwurf , An¬
leihen der Eisenbahnschuldentilgungskaffe betreffend ;

2 . den von ihr mit Modifikationen angenommenen Ge -
setzesentwurf über die Verpflegung der badischen Truppen
bei Durchmärschen in Friedenszeiten .

Werden an die Abthcilungen verwiesen .
Schaaff beantragt im Namen der Commission für

die Regierungsvorlage wegen der Neckar - Main - Eisenbahn ,
daß das betreffende Budget dieser Commission überwiesen
werde möge .

v . Ztzstein , als Präsident der Budgctcommisfion , glaubt ,
daß dieser Antrag , nachdem er erwogen , von Seite der
Bndgelcommisfion keinen Anstand finden werde .

Staatsr . Frhr . von Rüd t legt die Wahlakten des 6ten
AemterwahlbezirkS ( Waldshnt — Buhl ) vor .

Die Kammer zieht sich in die Abtheilnngcn zurück , um
eine Commission zur Prüfung dieser Akten zu wählen .
Nach vorgenommener Prüfung derselben wird die Sitzung
alsbald wieder eröffnet . Der Präsident macht . dic Namen
der Mitglieder dieser Commission : Welcker , Sander ,
Rettig , Blcidorn , Bekk bekannt und

Welcker , als Berichterstatter , trägt Namens der Com¬
mission vor : daß Franz Buhl d. I . Fabrikant von Ett¬
lingen , unter allen vorsichristSmäßigen Formalitäten ein¬
stimmig zum Abgeordneten gewählt worden sei. Obgleich
bei dieser Wahl von dem großherzoglichen Commissär , wie
aus den Akten hervorgche , die schon oft von der Kam¬
mer als unzulässig erklärte Anordnung , daß die Wahl¬
männer ihre Stimmzettel in einem abgesonderten Zimmer
schreiben mußten , abermals getroffen worden sei , so
wolle doch die Prüsungscommission darüber hinweggehen ,
da von Seiten der Bcthciligten keine Einsprache erhoben
worden sei und beantrage die Gültigkeitserklärung der
Wahl und Beratbung in abgekürzter Form .



Sander spricht sich , ohne die Wahl selbst ansechtcn zu .
wollen , dagegen aus , daß abermals eine solche unbefugte ■

Anordnung von Seiten dcö Wahlkommissärs getroffen worden ,
fei , wodurch die freie Besprechung der Wahlmänncr gehindert j
würde , welche Anordnung in nichts anderem als in einer

Ministerialversügung ihren Grund haben könne ; er behält

sich vor , später unter gewissen Umständen eine solche
Wahl zu verwerfen .

EtaatSr . Frhr . v . Rüdt gibt zu , daß reue Anordnung
eine allgemeine sei, aus welcher die Regierung aber rück-

sichtlich der Ordnung bei der Wahl bestehen zu müssen glaube .

Welcker : Es könnte leicht der Fall eintreten , daß bei

sernerm Einhalten eines solchen Verfahrens Wahlen für

ungültig erklärt würden , was aber weder im Interesse der Re¬

gierung noch der Kammer liege ; sobald die Wablmänner

gegen diese Anordnung protestiren würden , so dürste eine

solche Wahl nicht ausrecht erhalten werden .

v . Itzstcin : Ich schließe mich der Erklärung deö Abg .
Sander und Hecker an , damit die Bemerkung des Herrn

RegierungseommiffärS , wornach eine dicßsallsige Gcncral -

verordnnng ergangen ist , nicht ohne Widerspruch bleibe .

Ich finde darin ein schmerzliches Mißtrauen gegen die Bür¬

ger des Landes , wie wenn sie nur dann fähig wären , ohne

Unordnung einen tüchtigen Abgeordneten zu wählen ,
wenn man sie in eine Stube einfperrt .

Rettig macht geltend , daß im Protokoll nur von einem

„ bestimmten Lokal " die Rede sei , und sucht im Interesse
der Regierung den Unterschied zwischen Elausur der Wahl¬

männer und zwischen Absonderung zum Schutze derselben

vor aller Störung nachzuweisen und lehnt sich gegen die

Bemerkung des Abg . Sander aus , daß man rin anderes

Mal eine solche Wahl verwerfen könne , vielleicht wenn

einem Abgeordneten die Person eines Gewählten nicht

gefiele .
Hecker : Es ist leider nur zu oft in neuerer Zeit

die Wahrnehmung gemacht worden , daß man verfassungs¬

mäßige Rechte durch administrative Anordnungen zu be¬

seitigen strebt . Dieses wollte man auch offenbar durch

die angeführte Generalverorduung , denn der § . 73 der

Wahlordnung gestattet den Wahlmännern dieBesprechung

ohne alle Beschränkung ihrer persönlichen Freiheit und diese

würde gekränkt , wenn man sie wie eine willenlose Heerde

in ein bestimmtes Lokal bannt . Ich acccptr
'rc das von der

Ministerbank angegebene Motiv , daß man im Interesse
der Ordnung jenes gegen ein Verfassungsgcsex anstoßende
Normativ erlassen habe , allein es ist nicht schwer

nachzuweisen , daß es nur im Interesse der Unordnung

erlassen ist, denn sobald die Wahlmänner erklären , sich in
kein bestimmtes Lokal bannen zu lassen , ein Theil dersel¬
ben dahin , der andere dorthin und der dritte an einen
dritten Ort sich begeben wollen und an dem durch § . 73
der Wahlordnung ihnen eingeräumte verfassungsmäßigen
Recht fest halten , so muß entweder hieraus Unordnung
und Streit entstehen , wie es bei der Wahlhandlung nicht
Vorkommen soll , oder sie kümmern sich nicht um jeneL .
Gencralrescript , welches ihre persönliche Freiheit beschrän -

'

ken will und dann ist dieses Rescript gegenüber dem Ver -

sassungsgesetze und dem darauf basirtcn Willen der Bürger
machtlos .

Schaaff findet darin keine Berlehung eines durch den

§ . 73 gegebenen verfassungsmäßigen Rechts , indem das

Besprechen der Wahlmänner unter sich nicht vom Wahl -

commissär untersagt worden sei .
Hecker . Die Wahlordnung erkennt keinerlei Beschrän¬

kung der persönlichen Freiheit , die Wahlmänner können sich

berathen und schreiben , wo sie wollen und jede Verordnung

dagegen ist ein Eingriff in ihre verfassungsmäßigen Rechte .
Staatsr . Frhr . v. Rüdt macht seine frühere Behaup¬

tung geltend , daß die angeregte Einrichtung lediglich zur

Erhaltung der Ordnung getroffen worden sei . Sollte

übrigens die Absicht der vielfachen Aeußerungen über Hefen

Punkt dahin gehen , die Wahlmänner zur Refisten ; auf¬

merksam zu machen , so erwarte er seinerseits in einem

solchen Fall von dem Wahleommissär , daß er sogleich den

Wablakt schließe und zu einer andern Zeit die Wahl
anordne .

v . Jtzstein ( mit Nachdruck ) : Es wird sich dann zeigen ,
ob daS von dem Hrn . Präsidenten deö Ministeriums des

Innern dem Wablkommiffar vorgezeichnete Versabren auch
der Wahlordnung gemäß ist. — Es ist dies eine starke ,

scbr starke Erklärung von einem Minister ! Die Kammer wird

übrigens bei einem vorkommenden Falle ihre Rechte kräftig

zu wahren wissen .
Sander : Wenn der Herr Negierungskommissär der

Meinung ist , daß der Wahlkommissär bei der Wahl eines

Abgeordneten so geradezu das Recht habe , daß überall

da , wo er meint , es gehe etwas vor , was seinen Ansich¬

ten von Ordnung bei dem Wahlgeschäft nicht entspreche ,

berechtigt sei , den Wahlakt nicht nur zu unterbrechen , son¬

dern sogar ganz auszusetzen und eine neue Wahl anzu -

ordnen , so scheint es mir denn doch, daß der Hr . Regierungs -

kommissär in einige Verlegenheit gerathen würde , wenn

man ihn bäte , dieses Recht deö WahleommiffärS nach¬

zuweisen . Der Wahleommissär ist da , um die Wahl nach

den gesetzlichen Vorschriften vorzunehmen , und er ist kei >-
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» eswegS der Herr dieser gesetzlichen Vorschriften in der

Weise , daß er nach seiner individuellen Auslegung der »

selben gegenüber von dem ganzen versammelten Wahl¬

kollegium berechtigt wäre , eine Wahl geradezu auszu¬

setzen . Faktisch kann er eS allerdings thun , allein er

würde damit einer großen Verantwortlichkeit unterliegen ,
und vielleicht geradezu dasjenige erreichen , was er ver¬

meiden will , nämlich erreichen , daß diese zweite Wahl für

nichtig erklärt wird . Uebrigens ist dieser Punkt genügend
dadurch widerlegt , daß von der Kammer aus dem Grund¬

satz des Herrn RegicrungocommiffärS ein Widerspruch

entgegengesetzt worden ist .
Auf die andere Frage binsichllich deS RechlS der Wabl -

kommiffäre , gestützt auf die Gcneralverordnung des Mini¬

steriums , den Wahlmännern ein besonderes Lokal anznwcifcn ,
Will ich nicht zurückkommen . Es steht , wie in so vielen
andern Fragen , die Ansicht , wenigstens eines großen ThcilS
der Kammer, - der Regierung gegenüber und eS wird kiese

Frage doch ein Mal bei einem besondere » Falle entschieden
werden müsse » . Gerade die Betrachtung , daß die Regie »

rungSkommi sion nicht von ihrem Grnntsatz zurückkoniint ,
wenn die Sache nicht zu einer Entscheidung geführt wird ,
hat mich tu dieser Bemerkung veranlaßt . Bon der näm¬
lichen Seite , von welcher der Einwand deS Abg . Rettig
kam , wurde bei ähnlichen Wahlfragen die Bemerkung ge¬
macht , daß man bei irgend einer besonderen Wahl diesen oder

jene » Grund der Beanstandung nicht geltend machen könne ,
weil man ihn auch bei einer andern Wahl nicht erhoben
habe . Ich will nicht haben , daß man die vorliegende W hl

ganz ohne irgend eine Bemerkung wegen der Einschließung
in ein besonderes Lokal durchgebea lasse , um nicht in
einem andern Fall in die Lage zu kommen , hierin ein

Anerkenutniß zu finden , daß ich gesagt hätte , ich wolle

diese Wahl genehmigen , weil sie aus diesen oder jenen
Abgeordneten gefallen sei , eine andere Wahl aber , weil

sie einen mißliebigen Abgeordneten getroffen , ansechto .
Dirß hat nämlich der Abg . Rettig wahrscheinlich auS

Mißbclieben auS meiner Bemerkung geschlossen . Allerdings
lieg « etwas Wahres in dieser Bemerkung , aber eS liegt
auch etwas Wahres in dem Grundsry , dem ich in Be¬

ziehung auf die Wahlen huldige . Ich bin nicht so tboricht ,
um Wahlen zu verwerfen wegen Mißgriffen die von

irgend Jemand vielleicht zu dem Zweck gemacht worden

find , um eine gewisse, in Aussicht stehende Wahl zu ver¬

hindern . Wenn eine solche Wahl vorgcirommen worden

ist , so werde ich , obgleich ron Seiten eines Wahlcom -

missärS oder einer andern Person ein RichiigkeirSgrund
hineingtirgt wurde , dieselbe wohl schwerlich angreifen .

M e z : Die Bemerkung , welche der Hr . Präsident deS
Ministeriums des Innern vorhin gemacht hat , betrachte ich
als eine schwere Beleidigung der Bürger . Nein Herr

Präsident ! die Bürger deS Landes stehen auf einer höher »

Bildungsstufe als die wäre , wo sie sich befänden , wenn
sie erst in Wirthshäusern sich herumlagern und dort im Au¬

genblick vor der Wahl sich einflüstern lassen würden ,
wem sie ihre Stimme geben sollen . Der Freiheiten ,
welche wir besitzen , sind so wenig , daß wir auf die Er¬

haltung auch der kleinsten mit Eifer wachen müssen , und

ich beharre auch auf derjenigen , die die Wähler bisher

besaßen , im Augenblick vor der Wahl hingehen zu kön¬

nen , wohin sie wollen .

StaatSr . Frhr . v . Rüdt . Ich werde vielleicht im Fall
seyn , in Kurzem Belege dafür vorzubringen .

Hecker . Und ich Gegcnbclege .

Welcker . Damit ich dem Wahlcommissär nicht Unrecht

gctkan zu haben scheine , werde ich den betreffenden PaffuS
verlesen ( dieS geschieht ) . — ES wurde nicht , wie der

Paragraph der Wahlordnung ausdrücklich verlangt , den

Wahlmännern frei gelassen , abzutreten , wohin sie wollen ,
sondern eS ist nur von einem bestimmten Lokal die Rede .
Hier ist auch dasjenige enthalten , waS dem N . dner gegen¬
über gesagt werden muß . Nach der Analogie ist gewiß
nicht anzunehmen , daß eS verfaffnngSniäßig sei, noch etwaS
hineinzufchieben , waS nicht darin steht .

Der Antrag der Eommission aus Nichtbeanstandung der
Wadi wird einstimmig angenommen .

Der Abgeordnete des 6ten AemterwahlbezirkS ( WaldS -
but ) Buhl von Ettlingen tritt ein und wird von dem

Präsidenten beeidigt .
Die Tagesordnung führt auf die Discussion über de »

Eommissionöbericht des Abg . Schaass über die Abgcord »
neteowadl für den 19 . Aemterwahlbezirk lkandorte deS
Lbcramts Lahr ) , insbesondere auch über die Vorkomm¬
nisse bei der Wahlmännerwahl in Seclbach .

Basfermann : Der Abg . Schaaff , welcher noch vor

kurzer Zeit den Grundsatz aufstcllte , daß Personen , die in

Untersuchung genommen seien , ein Recht auf Geheimhal¬
tung dieser Untersuchung hätten , hat uns selbst die Unter¬

suchungsakten über die bekannten Bestechungen in Seel¬

bach vorgelegt . In diesen Untersuchungöakten macht die
Kammer heute , ja eS macht ganz Deutschland eine trau¬

rige Erfahrung , denn eS ist der erste Fall dieser Art in

unserm Vaterlande . Dieses Kreböübel taucht zum ersten
Male bei uns auf , ein Krebeübel , das unsere Aufmerk¬
samkeit um so mehr auf sich ziehen muß , alS wir an dem
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Beispiel eines großen Staates sehen , daß wenn es nur

einigermaßen weiter gefressen , mit den riesenartigsten Be »

mühungen kaum , ja gar nicht mehr aufzuhalten ist . Wir

dürfen darum diese Erfahrung nicht hingehcn lassen , ohne
eine Lehre daraus zu nehmen . Ich freue mich , daß die

fragliche Bestechung von keinem geübt wurde , der zu mei¬
nen Freunden , zu den Anhängern meiner Grundsätze gehört .
Kein Liberaler hat sich dieser Bestechungen schuldig gemacht .
Der Bericht sagt selbst nach den Akten , daß nicht um den

Preis einer politischen Meinung gekämpft worden ist. Daß
Völcker sich nicht zu unfern Grundsätzen bekennt , wissen wir ,
und daß sein Gegner es auch nicht thut , geht aus einer Be¬

merkung des Berichts hervor . Der Hr . Berichterstatter spricht
freilich noch von verschiedenen Gerüchten , die nachher auch im

Interesse von politischen Meinungen in Seelbach auogestreut
worden seien und er will wahrscheinlich das Motto seines
Commissionsberichts : „ peoeatum est intru et extra rau -

ros “ rechtfertigen . Diese Gerüchte und Ausstreuungen
zur Zeit einer Wahl können aber mit dem Schandfleck
einer Bestechung in keinen Vergleich kommen . Wann sind
diese Gerüchte ausgestreut worden ? Nach dem viel Schlim -

mern , was von der Negierung vorausgegangen war ,
konnte und mußte man noch Schlimineres fürchten , und
die Gerüchte habe » ihre Quelle selbst in den voran¬

gegangenen Handlungen der Regierung . Ja es sind von

jener Seite nicht blos Gerüchte ausgestreut , sondern in den

hochberühmten Wahlrescripten positive Beschuldigungen
gegen uns ausgesprochen worden . Hat man uns doch dort

ehrsüchtig , anmaßend , selbstsüchtig und dergleichen genannt .
Die erfreuliche Erfahrung , daß die Bestechungen nicht auf
uns lasten , will ich wenigstens heute constatirt wissen . Um

so unparlheiischer hätte die Negierung ohne Zweifel verfah¬
ren , wenn sie ungeachtet dessen eifriger gewesen wäre , in

dem Nachspnren nach jenen unmoralischen Handlungen .
Es konnte Niemand , dem die Moralität des Landes am

Herzen liegt , erfreuen , daß die Regierung während des

ganzen letzten Landtags unthätig blieb in der Nachfor¬
schung der im ganzen Lande notorisch bekannten Bestechung .
ES konnte Niemand freuen und mußte sehr auffallen , daß
die Negierung selbst auf diesem Landtage am 2 -1. November ,
nachdem sie wissen mußte , daß Bestechungen vorgekommen
waren , kein Wort sagte , sondern auch in jener Sitzung
sich eifrig bemühte , über die Sache wegzukommen . Das

entgegengesetzte Verfahren wäre für sie weit passender
gewesen , und sie mag sich also die Lehre daraus ziehen ,
daß durch Liegenlassen , Vertuschenwollen und Nichtver -

folgen einer Sache , deren Constatirung einem ihrer An¬

hänger vielleicht unangenehm ist, sie am Ende doch nichts

in den Augen der Welt gewinnt . Der Redner wider¬
spricht dem früher oft schon hier gehörten Grundsatz , daß
eine im Gesetze nicht verbotene Handlung , auch wenn sie
unmoralisch sei, keinen Grund abgeben könne , eine Wahl
zu beanstande », — weil unter solchen Voraussetzungen es
möglich wäre daß in Folge von Bestechung die Reichsten
und Unmoralischsten in der Kammer sitzen könnten ; —
bekämpft ferner den von der Negierung ausgestellte »
Grundsatz , daß die Kammer auf die Urwahlen nicht zu-
rückgreifen dürfe und zieht dann aus dem vorliegenden
Falle den Schluß , wie höchst nachtheilig es sein würde ,
den ebenfalls oft behaupteten Grundsatz festzuhalten , „ daß
man nur Beanstandungsgrüude , welche in der Wahl selbst
liegen , nicht aber auch Umstände , welche von Außen hin -
einkommcn " , berücksichtigen dürfe . Nachdem er die mög¬
lichen Folgen eines bei der damaligen Diskussion über
diesen Gegenstand mit großem Scharfsinn verlheidigten und
vielen juristischen Kenntnissen belegten Grundsatzes , daß näm¬
lich eine Wahl so lange gelten müsse , als nicht der Vorwurf
der Unrichtigkeit bewiesen sei, hervorgehoben , indem unter
solchen Voraussetzungen nicht allein der , jener bestochenen
Wahl seinen Sitz in der Kammer verdankende Abgeord¬
nete noch hier sitzen und bis heute initgestimmt haben
würbe , obgleich er nach dem Urtheil der Commission und
hoffentlich auch der Kammer kein rechtmäßiges Mitglied
dieses Hauses gewesen , sondern die Untersuchung über¬
haupt unterblieben und die Schändlichkeit nur dem Ur¬
theil der Oeffentlichkeit übergeben worden wäre , — fährt
der Redner fort : Eine weitere Lehre dürfen wir Uns alle
und besonders Misere Herrn College » auf jener Seite aus
dem fraglichen Vorgänge ziehen . Man hat in jener
Sitzung , wo wir die Völcker ' sche Wahl beanstandeten , weil
Bestechungen vorgekommen sein sollten , besonders von
Seiten des Abg . Regenauer mit klaren Worten uns
vorgeworfen , wir beanstandeten die Wahl nicht wegen
der Bestechungen , sondern aus Leidenschaft . Er sagte
damals : auch wir wollen eine Untersuchung , aber nur
damit jene Verläumder bestraft werden , und appellirte
« n unfern Pietät für seinen Freund . Er forderte unS auf , lieber

ihm zu glauben , als jedem Andern und sagte : wenn die Kam¬
mer die Beanstandung der Wahl ausspricht , so wird der
bessere Tbeil der Bewohner des Landes sagen : „ der Ge¬

wählte ist nicht auS diesem Hause geschieden , aus Grün¬
den der Bestechung , sondern die Leidenschaft hat ihn dar¬
aus verjagt . "

Regenauer : Das ist noch jetzt meine Meinung und

ich werde sie rechtfertigen .
Bassermann : Gerade jene Vorwürfe , welche früher



gemacht wurden , haben mich zu dem Entschluß gebracht ,

daß , wenn je die fraglicheUntersuchung werde beendigt und

das constatirt .werden , was fast Niemand im Lande be¬

zweifelte , ich daran erinnern wolle . Ich habe sine

Vorwürfe der Leidenschaft ruhig hingenommen , und

muß im Interesse der Zukunft jetzt daran erinnern , daß sie

ungegründet waren , auch die Mitglieder der Kammer dar¬

auf aufmerksam machen , daß eine Leidenschaft gegen be¬

gangenes Unrecht nicht mit einer Leidenschaft gegen eine

Person verwechselt werden darf und daß man die eine

nicht immer der andern unterstellt . Wenn wir diese Be¬

trachtungen beherzigen , so sind wir wohl um eine trau¬

rige Erfahrung reicher , aber im Ganzen doch reicher

geworden .
Staaisr . Frhr . v . Rüdt . Die so eben gehörte Beleh¬

rung habe auf ihn keine große Wirkung gemacht . ES sei

nicht , wie der Hr . Abgeordnete sage , der erste vorkommende

Fall solcher Umtriebe , eS sei nur der erste, welcher bekannt

werde . Den Borwurf , daß die Regierung Veranlassung

zu solchen Umtrieben gegeben und durch gewisse AuSschreiden ,

auf welche er nicht mehr zurückkommen wolle , und die

Deutung , als ob sie solche Wege aufsuche , um eine Wahl

in diesem oder jenem Sinne zu befördern , müsse er ent¬

schieden zurückweisen . Nach dem Protokoll hätten beide

Theile gefehlt und die auf der Gegenpartei lastenden Vor¬

würfe seien noch viel größer , denn diese habe sich noch

andere Mittel und zwar verbrecherische erlaubt .

Baffer mann fragt den Herrn RegierungScommissär ,
ob irgend eine Bestechung von Jemand verübt worden

sei , der dem Abg . Bölckcr in seinen politischen Grund¬

sätzen entgegengestanden ? — Der CommissionSbericht sage
daS Gegcniheil und eS gehe daraus hervor , daß sein

Gegner dieselbe politische Richtung verfolge , wie er

obgleich der Bericht , wahrscheinlich zur Rechtfertigung
des Motto ' S , weiter sage , daß von der liberalen Seite

Gerüchte auSgestreut worden seien und dergleichen —

und fährt dann fort : Ich frage aber , ob der Herr Re -

gierungScvmmissär , welcher bemerkte , auf unserer Seite

sinke die Wagschale viel tiefer , daS Ausstreuen von Ge¬

rückten zur Zeit einer Wahl eben so hoch anschlägt , alS

Bestechlliigen dieser Art , ich frage nochmals ob , nachdem
di « UrlaubSverweigerung vorgekommen und Wahlrescripte
erlassen worden waren , wie wir sie sämmtlich kennen ,
« an nicht auf AlleS mögliche gefaßt sein konnte ? —

Man sah nicht voraus , daß die Regierung einen andern

Weg einschlagen würde , den wir mit Freuden begrüßen .
Man mußte auf Schlimmeres gefaßt sein , und da frage
ich wiederholt , ob man zu einer Zeit , wo Abgeordnete , mit

denen die ganze Welt zufrieden war , in RegierungS -

rescripten verdammt wurden , dergleichen Ausstreuungen und

Gerüchte in Vergleichung setzen kann mit Geldbestech¬

ungen ? —
Staatsr . Frhr . von Rüdt : Von beiden Seiten haben

Geldbestechungen statt gefunden . ( Viele Stimmen : Aber

nicht von der liberalen .)
v . Jtzstein : Allerdings , aber nicht von der liberalen

Seite , der Handclsneid scheint hier gewirkt zu haben .

Welcker : Von zwei KrösuS ist Alles ausgcgangen .

Bassermann : Die beiden Seiten standen hier auf
einer Seite .

Staatsr . Frhr . von Rüdt : Die Blauen haben be¬

stocken , wir die Gelben , nur haben jene ihren Bestech¬

ungen noch andere Mittel beigefügt , welche höchst strafbo -

sind . ES sind Personen genannt und die Regierung ha >

daS Reckt und die Pflicht , Notiz davon zu nehmen . Man

hat verbreitet , die Regierung gehe damit um , die Frucht -

accise wieder herzustellen und dergleichen mehr , und suche

dazu Deputirte zu gewinnen , eS ist auf der einen Seite

wie auf der andern gehandelt worden , und beides gleicht

sich auS .
Bassermann : Die zwei Bestecher stehen ja auf

einer und derselben Seite .
Staatsr . Frhr . von Rüdt : Von einem Weißbrennen

der einen Seile könne keine Rede sein . — Dem Vorwurf ,

daß die Regierung die Sache habe vertuschen wollen ,

müsse er feierlich widersprechen . Man habe der höhcrn

Gerichtsbehörde überlassen , ob sie Grund zu einer Unter¬

suchung finde oder nicht ; da inzwischen der Abg .

( Völcker ) seine Stelle niedergelegt habe , auch daö Ge¬

schehene an sich gesetzlich nicht strafbar sei , eben so in

Beziehung auf politische Verhältnisse keine Wirkung haben
könnte , so sei kein weiterer Grund vorhanden gewesen ,
die Sache zu verfolgen , und erst dadurch , daß die Kammer

für noihwcndig erachtet habe , dennoch eine Untersuchung

vorzunchmen , sei die weitere Untersuchung nöthig ge¬
worden .

Scha aff beantwortet die von dem Abg . Bassermann im

Eingang seiner Rede gemachte Bemerkung dahin , daß er

noch seiner frühern Ansicht sei, . allein in dieser Sache ,

wo eS sich um eine Administrativcrörterung und keine

Eriminaluntersuchung handle , habe eine Veröffentlichung

derselben geschehen können , ohne damit Rechte einer be¬

stimmten Person zu verletzen , übrigens habe er nur als

Berichterstatter seine Pflicht gethan . — Dann vertheidigt

der Redner den Abg .Völcker gegen die gemachte Anschuldigung ;

es sei nur Vermuthung , nicht constatirte Wahrheit , daß
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er in der Sacke thätig gewesen sei , denn weder er selbst,

noch die Personen , welche für ihn gewirkt haben sollen ,

sondern nur die untersten Glieder seien vernommen worden ,

und schließt dann : Was die Bestechungen aus der einen

und auf der andern Seite betrifft , oder daö peeeatur

iutr » et extra niuros , so ist der Triumph dcS Abg .

Bassermann , wie mir scheint , ein voreiliger gewesen .

Die Blauen und die Gelben , welche , wie ich zugeben

will , zu derselben politischen Farbe gehören , haben den

Boden umgearbeitet und gehörig gedüngt , alSdann kamen

die Agenten der politischen Partei , nämlich die soge¬

nannten Liberalen , diese haben gesäet und zu ärnten

gesucht , sind aber bei der Aernte zu kurz gekommen .

Hätten sie ihre Aernte heim gethan , so würden wir heute

diesen Scandal vielleicht nicht in der Kammer haben .

Hecker . DaS weiß man keineswegs .

( Schluß folgt . )

Am Schluffe der Diskussion wurde der Commissions¬

antrag einstimmig angenommen .

Cin fernerer Antrag des Abg . Bader : die Kammer

möge die Regierung ersuchen , mit Nichtbeachtung der in

Ecelbach zuletzt vorgenommenen Wablmännerwahl eine

neue vorzunehmen und sodann daS weitere über eine Ab¬

geordnetenwahl anzuordnen , wurde ebenfalls , mit einer

Minorität von 4 Stimmen angenommen .

Tagesordnung auf Montag den 15 . Januar Vormit¬

tags 9 Uhr . :

1 . Anzeige neuer Eingaben .

2 . Bericht des Abg . Mathp über die Rechnungen der

Amortisationscaffe , der Zehnischuldentilgungscaffe , der

Eisenbahnschuldentilgungscaffe und der Grundstocksver «

waltung von früheren Etatjahren ( Beilagenheft 1 .)

3 . Bericht des Abg . Löffler über die Rechnungs »

nachweisungen deS Staatsministeriums und deS Mini¬

steriums der auswärtigen Angelegenheiten .

Berichtigung .

Die in der vorigen Sitzung übergebene Vorstellung der

Hofbauern und Gutsbesitzer der Gemeinde Falkenstein re .

wurde nicht von dem Sekretariat , sondern von dem Abg .

Neichenbach übergeben .
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